
lebte die größte Rebellion seiner
Amtszeit überhaupt.

Bei denAbstimmungen zuÄnde-
rungsanträgenaneinemGesetzent-
wurf über den Asylpakt mit Ruanda
fielderAufstand innerhalbderTory-
Fraktion größer aus als erwartet.
Nach emotionalen Debatten nah-
men am Dienstag gleich drei kon-
servative Parlamentsabgeordnete
ihrenHut,weil ihnen der von Sunak
vorgebrachteEntwurf nichtweit ge-
nug geht. Bei der Abstimmung über
das neue Asylgesetz, die für Mitt-
wochabend geplant war, drohten
mehrere Abgeordnete des rechten
Tory-Flügels, gegen die eigene Re-
gierung zu stimmen. Ungefähr 30
Gegenstimmen aus dem eigenen

Lager reichenaus, umdasGesetz zu
kippen.EswäreeinschwererSchlag
für den Regierungschef, der seine
Führung infrage stellen würde.

Zu der Krise geführt hat ein pro-
vokanter Plan der Tory-Regierung.
UmMenschen vonder gefährlichen
Reise in kleinen Booten über den
Ärmelkanal abzuschrecken, sollen
illegale Migranten nach Ruanda
ausgeflogen werden, wo sie dann
auf den Ausgang ihres Asylverfah-
rens warten. Eine Rückkehr nach
Großbritannien ist nicht vorgese-
hen.WeilSunakseinepolitischeZu-
kunft mit dem Projekt verknüpft,
geht er große Risiken ein. Der Ge-
setzentwurf soll das ostafrikanische
Land als ein sicheres Drittland ein-

stufen, entgegendemUrteil des bri-
tischen Obersten Gerichtshofs.
Menschenrechtler kritisieren den
Vorstoßdeshalb scharfundbezeich-
nen ihn als „Angriff auf die Gewal-
tenteilung“. Auch die Kosten sor-
gen für Diskussionen: Die britische
Regierung hat im Zuge des Deals
bislang umgerechnet mehr als
270 Millionen Euro an Ruanda ge-
zahlt. Wegen Klagen und rechtli-
cher Schritte konnte bislang jedoch
kein Migrant in das ostafrikanische
Land ausgeflogenwerden.

Vor diesem Hintergrund erhielt
der Premier am Dienstag und Mitt-
woch massiven Gegenwind insbe-
sondere aus dem rechten Lager der
Partei.

Mehr Aufmerksamkeit für Veteranen
Zentrale Anlaufstelle für Soldaten der Bundeswehr in Berlin eröffnet

Berlin. Die Debatte darüber, wie
man ehemalige Bundeswehrsolda-
ten angemessen würdigen und wo
nötig unterstützenkann, läuft schon
länger. Jetzt folgen Konsequenzen.
DieAmpelfraktionen unddieUnion
sindsichseitdemHerbstdarüberei-
nig,dasseseinenbundesweitenVe-
teranentag geben soll. Auch Vertei-
digungsminister Boris Pistorius
(SPD) ist dafür.

AmMittwochabend standdieEr-
öffnung und Einweihung eines Ve-
teranenbüros auf der Tagesord-
nung.EshatseinenPlatz inBerlin, in

der Nähe des Regierungsviertels.
Dort sindachtMitarbeiterinnenund
Mitarbeiter für ganz praktische Fra-
gen zuständig. Dazu gehört die Er-
teilung von Veteranenabzeichen
ebenso wie der Nachweis von
Dienstzeiten bei der Bundeswehr.
Dazu gehören aber ebenso Hilfen
für Betroffene, die etwa in Aus-
landseinsätzen gesundheitliche
Schäden erlitten haben. Es geheum
einfacheundkomplexeDinge,heißt
es im Verteidigungsministerium.
Zudem hielten Mitarbeitende Vor-
träge und arbeiteten konzeptionell.

Die Wehrbeauftragte des Bun-
destages, Eva Högl (SPD), sagte
dem RND: „Die Einrichtung dieser
zentralenAnlaufstelle für imEinsatz
oder Dienst geschädigte Soldatin-
nen und Soldatenwarmir eineHer-
zensangelegenheit, die ich lange
begleitet und unterstützt habe.
Neben der Stärkung der Fürsorge
für die Betroffenen ist das Vetera-
nenbüro einwichtiger Baustein, um
die Sichtbarkeit von Veteraninnen
und Veteranen in unserer Gesell-
schaftzuerhöhen.“DenndieBetrof-
fenen müssten jene Wertschätzung

bekommen, die sie verdienten, so
Högl. „In diesem Sinne wären wei-
tere Initiativen, wie die Einführung
eines Veteranentages oder die Ein-
richtung eines Veteranenheims für
in Not geratene Veteraninnen und
Veteranen, wünschenswert.“

Der Vorsitzende des Bundes
Deutscher Einsatzveteranen, Bern-
hard Drescher, sagte dem RND:
„Wir freuenuns, dass endlich dieser
erste Schritt getan wurde. Darauf
hat die Veteranenbewegung ge-
wartet. Jetzt kommt es darauf an,
was daraus gemacht wird.“ mdc

Rishi Sunak, Premierminister von Großbritannien, erlebt heftigen Gegenwind
aus seiner eigenen Partei. Foto: leoN Neal/dPa

Gesetz zu
Cannabis soll
kommen

Berlin. Die SPD-Fraktion strebt
weiterhin an, das Gesetz zur Le-
galisierung von Cannabis „zeit-
nah“ im Bundestag zu verab-
schieden. „Daran halten wir
fest“, sagte Fraktionsgeschäfts-
führerinKatjaMast amMittwoch
in Berlin. Eine Sprecherin von
Bundesgesundheitsminister Karl
Lauterbach (SPD) sagte: „Aus
unserer Sicht steht der Gesetz-
entwurf.“ Es sei Sache des Parla-
ments, letzteÄnderungenvorzu-
nehmen und die zweite und drit-
teLesung imBundestaganzuset-
zen. Ein konkreter Termin dafür
wurde aber zunächst nicht be-
kannt. Aus Bayern kam erneut
der Appell, das Vorhaben doch
noch zu stoppen. Die Ampel-
koalitionsfraktionen hatten sich
Ende November darauf verstän-
digt, Cannabis im Betäubungs-
mittelgesetz von der Liste der
verbotenen Substanzen zu strei-
chen. EigenanbauundBesitz be-
stimmter Mengen der Droge sol-
len für Volljährige ab 1. April
2024erlaubt sein. Zum1. Juli sol-
lenClubszumgemeinsamenAn-
baumöglich werden.

Soldaten der Bundeswehr bekommen
Unterstützung. Foto: HeNNiNg kaiSer/dPa

Wir sollten
alle sauberen

Energiequellen gleich
behandeln.

Rebellion im Parlament
Der Streit innerhalb der Tory-Partei über das Abschiebegesetz von Rishi Sunak legt die britische Politik lahm

London. In einem Interview be-
schriebRishiSunakeinmal,was ihm
dabei hilft, auch in stressigen Situa-
tionen im Parlament die Nerven zu
bewahren. Eine wichtige Hilfe sei
dann die Unterstützung aus den
eigenen Reihen, sagte er damals.
Jenen Reihen in Westminster, wo
konservative Parlamentarier auch
am Mittwoch eng gedrängt neben-
einander saßen und dem Premier
raunend zustimmten.

AmDienstag undMittwochwur-
de jedoch deutlich, dass dieser
Rückhalt für den 43-Jährigen zu-
mindest auf den hinteren Bänken
deutlich schwindet. DennSunak er-

Von Susanne Ebner

„Wir brauchen die Atomkraft“
Finnlands Minister für Klimawandel, Kai Mykkänen, über den Energiemix in der Krise

Während in Deutschland im vergange-
nen Jahr das letzte Atomkraftwerk ab-
geschaltet wurde, ging in Finnland ein
neues ans Netz. Sind AKWs noch zeit-
gemäß und die Zukunft?
Ja,dasstimmt,undwirhabengroßes
Glück, dass das größte Atomkraft-
werkEuropas seit diesemWinter am
Netz ist. In den letzten zweiWochen
war es in Finnland extrem kalt, und
ohne das neue Kernkraftwerk hät-
tenwir tagelanggroßeProblememit
der Stromversorgung gehabt. Die-
ses moderne Kernkraftwerk ist da-
her im Moment die einzige Lösung
für Finnland. Als Energie- und Kli-
maministerbin ich sehr frohüberdie
nukleareGrundlast vonüber 40Pro-
zent, die es uns auch ermöglicht hat,
dass94ProzentunsererStromerzeu-
gung im letztenJahr frei von fossilen
Brennstoffen waren. Damit haben
wir unsere Emissionen aus der
Stromerzeugung seit 2010 um fast
90 Prozent reduziert. Mit Blick auf
die Zukunft bedeutet jeder realisti-
sche Weg zu einer kohlenstoffneu-
tralenWirtschaft in Finnland, wie in
allen anderen Industrieländern
auch, eine deutliche Steigerung der
Strommenge.Dennwirersetzen fos-
sileBrennstoffe in IndustrieundVer-
kehr durch Strom und Wasserstoff,
der ja auch auf Strom basiert. Und
unser Ziel ist, dass dieser Stromvoll-
ständig CO2-frei ist.

In Deutschland befürchtet man, dass
ein hoher Anteil erneuerbarer Ener-
gien teuer wird. Ist das in Finnland
anders?
Nein,unddieFragenachgünstigem
Ökostrom beschäftigt nicht nur die
finnischenBürger, sondernauchdie
Industrie. Investoren fragen nach
Zehnjahresverträgen mit festen
Strompreisen. Das ist derzeit eine
der größten Herausforderungen im
Wettbewerb um Investitionen der
Schwerindustrie in Finnland. Wir
müssen also einGleichgewicht zwi-
schen unseren erneuerbaren Ener-
gien und der Kernenergie finden,
um eine günstige und stabile
Grundlast für Industriekunden zu
gewährleisten.Es istklar,dasswir in
ZukunftmehrWind-undSolarener-
gie haben werden, und wir brau-
chen auch flexible Energiequellen,
Pumpspeicher und Batterien. Aber
wir brauchen nach wie vor die
Atomkraft, um dieGrundlast für die
Industrie zu sichern.

Nicht nur Finnland, sondern auch an-
dere EU-Länder investieren in neue
Atomkraftwerke, statt sich ganz auf

Putin baut
Beziehungen
zu Kim aus

Moskau. Russland hat bei einem
Besuch der nordkoreanischen
Außenministerin Choe Son-hui
die enge Zusammenarbeit mit
dem isolierten kommunistischen
Land bekräftigt. „Wir haben
mehrmalsgesagt, und ichbinbe-
reit, das zu wiederholen, dass
Nordkorea unser wichtiger Part-
ner ist“, sagte Kremlsprecher
Dmitri Peskow am Mittwoch der
Nachrichtenagentur Tass zufol-
ge. „WirwollendieBeziehungen
auf allen Gebieten ausbauen,
einschließlich der sensiblen.“
Choe Son-hui hatte am Vortag
mit ihrem russischen Kollegen
Sergej Lawrow gesprochen und
war danach auch von Präsident
Wladimir Putin empfangen wor-
den.

Beim Treffen mit dem Kreml-
chef sei es um aktuelle interna-
tionale Fragen, vor allem aber
um die bilateralen Beziehungen
gegangen, berichtete Peskow.
Das russischeAußenministerium
teilte mit, Lawrow und sein Gast
hätten über diplomatische Wege
zur Beilegung des Konflikts zwi-
schen Nord- und Südkorea ge-
sprochen. Detailliertere Anga-
ben zu den Gesprächen wurden
nicht gemacht. Einen genaueren
Bericht stellteMinisteriumsspre-
cherin Maria Sacharowa in Aus-
sicht.

Im Ausland wird die Annähe-
rung zwischen Moskau und
Pjöngjang mit großem Miss-
trauengesehen. ImAngriffskrieg
gegen die Ukraine hat Russland
nicht nurArtilleriemunition, son-
dern zuletzt angeblich auch bal-
listische Raketen aus Nordkorea
eingesetzt. Befürchtet wird, dass
Russland dem diktatorisch re-
giertenLandinFernost technisch
bei dessen Waffenprogrammen
helfen könnte.

erneuerbare Energien zu konzentrie-
ren. Wie passt das zu den europäi-
schen Zielen, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien schnell voranzutrei-
ben?
Erstens wollen wir erreichen, dass
das Klimapaket und die europäi-
sche Klimaarchitektur stärker auf
einen technologieneutralen Ansatz
ausgerichtet werden. Jeder Mit-

gliedsstaat sollte seinen eige-
nenWegzurKlimaneutralität
wählen können. Wir dürfen
die Kernenergie nicht ver-
bieten, denn sie ist der rea-
listischste Weg, um weg
von fossilen Brennstoffen
und CO2-Emissionen zu

kommen. Ichweiß,dass

viele Menschen in Deutschland
Atomkraft nicht mögen. Aber wir
glauben, dass dies der einzige Weg
ist, um unsere Emissionen aus der
Stromerzeugungausreichendzu re-
duzieren, und wir kümmern uns
auch um den Atommüll. Deutsch-
land sollte unseren Weg verstehen,
muss ihm aber nicht folgen. Und
zweitens würden wir gern die Ziele
für erneuerbare Energien durch
Ziele für nicht fossile Energien er-
setzen, anstatt immer zwischen er-
neuerbaren und nuklearen Ener-
gien zu unterscheiden. Nur um das
klarzustellen: Wir haben in Finn-
landkeinProblemmiterneuerbaren
Energien, im Gegenteil: Die Strom-
menge ausWindkraft ist in den letz-

ten fünf Jahren sprunghaft ange-
stiegen. Die Windenergie ist heute
eine der drei wichtigsten Strom-
quellen, aber ihrProduktionsniveau
ist nicht sicher, und deshalb halten
wir es für besser, eine nukleare
Grundlast zu haben.

Sollten EU-Gelder für den Umstieg
auf grüne Energie auch für den Bau
von Atomkraftwerken verwendet
werden?
Ja, wir sind der Meinung, dass wir
allesauberenEnergiequellengleich
behandeln sollten. Deshalb sollte
die gesamte CO2-freie Stromerzeu-
gungmit EU-Mitteln gefördert wer-
den. Wir hoffen aber, dass wir die
staatlichen Subventionen minimie-
ren können. Die Finanzmärkte sind
besser darin, Gewinner auszuwäh-
len, als wir in der Regierung.

Interview: Sven Christian Schulz

Neu im Betrieb: Der dritte Reaktor des Atomkraftwerks Olkiluoto im finnischen Eurajoki. Foto: Heikki Saukkomaa/dPa

Finnlands Minister für Umwelt und Klimawandel, Kai
Mykkänen, von der konservativen Regierungspartei.

Foto: HaNS PuNz/dPa
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